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Referentenentwurf

des Bundesministeriums für Gesundheit

Siebte Verordnung zur Änderung der Pflegepersonaluntergrenzen-Ver-
ordnung

A. Problem und Ziel

Eine angemessene Personalausstattung in der Pflege im Krankenhaus ist für die Qualität
der Patientenversorgung und die Arbeitssituation der Beschäftigten unabdingbar. Die Pfle-
gepersonaluntergrenzen-Verordnung (PpUGV) regelt die Festlegung von Pflegepersonal-
untergrenzen in pflegesensitiven Bereichen in Krankenhäusern. Die Ermittlung der pflege-
sensitiven Bereiche erfolgt gemäß § 3 PpUGV. Nach § 3 Absatz 2 Nummer 2 PpUGV ver-
fügt ein Krankenhaus unter anderem dann über einen pflegesensitiven Bereich, wenn min-
destens 40 Prozent der Fälle einer Fachabteilung in die jeweiligen Diagnosis Related
Groups (Indikatoren-DRGs) entweder der Geriatrie, der Unfallchirurgie, der Kardiologie, der
Neurologie, der Inneren Medizin, der allgemeinen Chirurgie, der Neurochirurgie, der Ortho-
pädie, der Gynäkologie und der Geburtshilfe, der neonatologischen Pädiatrie, der Hals-Na-
sen-Ohrenheilkunde, der Rheumatologie, der Urologie oder der Herzchirurgie einzugrup-
pieren sind. Die Indikatoren-DRGs sind als Anlage zu § 3 Absatz 1 PpUGV in der PpUGV
enthalten und beziehen sich auf den jeweils aktuellsten ausgegliederten
sis Related Groups Fallpauschalen- -DRG-System), d.h. aktuell auf aG-DRG-
System 2025. Wie in den Vorjahren ist auch in diesem Jahr eine Fortschreibung der Indi-
katoren-DRGs in der PpUGV zur Anpassung an das aG DRG System 2026 notwendig, da-
mit das Institut für das Entgeltsystem im Krankenhaus (InEK) die pflegesensitiven Bereiche
ermitteln und entsprechend der gesetzlichen Vorgabe den Krankenhäusern fristgerecht bis
zum 15. November 2026 übermitteln kann.

B. Lösung

Durch die Aktualisierung der Indikatoren-DRGs als Anlage zu § 3 Absatz 1 PpUGV wird die
jährlich notwendige, technische Anpassung vorgenommen und ein Wechsel auf das aG-
DRG System 2026 vollzogen.

C. Alternativen

Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

Keine.
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E. Erfüllungsaufwand

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger

Keiner.

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft

Keiner.

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten

Keine.

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung

Keiner.

F. Weitere Kosten

Keine.

Schriftstück bearbeiten 2



- 3 - Bearbeitungsstand: 19.10.2026  11:26

Referentenentwurf des Bundesministeriums für Gesundheit

Siebte Verordnung zur Änderung der Pflegepersonaluntergrenzen-Ver-
ordnung

Vom ...

Das Bundesministerium für Gesundheit verordnet aufgrund des § 137i Absatz 3 Satz 1
des Fünften Buches Sozialgesetzbuch  Gesetzliche Krankenversicherung  (Artikel 1 des
Gesetzes vom 20. Dezember 1988, BGBl. I S. 2477, 2482), das zuletzt durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 24. Juli 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 228) geändert worden ist:

Artikel 1

Änderung der Personaluntergrenzen-Verordnung

Die Pflegepersonaluntergrenzen-Verordnung vom 9. November 2020 (BGBl. I S.
2357), die zuletzt durch Artikel 1 der Sechsten Verordnung zur Änderung der Pflegeperso-
naluntergrenzen-Verordnung vom 4. November 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 267) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert:

Die Anlage wird durch die aus dem Anhang zu dieser Verordnung ersichtliche Anlage er-
setzt.

Artikel 2

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.
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Begründung

A. Allgemeiner Teil

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Eine angemessene Personalausstattung in der Pflege im Krankenhaus ist für die Qualität
der Patientenversorgung und die Arbeitssituation der Beschäftigten unabdingbar. Die Pfle-
gepersonaluntergrenzen-Verordnung (PpUGV) regelt die Festlegung von Pflegepersonal-
untergrenzen in pflegesensitiven Bereichen in Krankenhäusern. Die Ermittlung der pflege-
sensitiven Bereiche erfolgt gemäß § 3 PpUGV. Nach § 3 Absatz 2 Nummer 2 verfügt ein
Krankenhaus unter anderem dann über einen pflegesensitiven Bereich, wenn mindestens
40 Prozent der Fälle einer Fachabteilung in die jeweiligen Diagnosis Related Groups (Indi-
katoren-DRGs) entweder der Geriatrie, der Unfallchirurgie, der Kardiologie, der Neurologie,
der Inneren Medizin, der allgemeinen Chirurgie, der Neurochirurgie, der Orthopädie, der
Gynäkologie und der Geburtshilfe, der neonatologischen Pädiatrie, der Hals-Nasen-Ohren-
heilkunde, der Rheumatologie, der Urologie oder der Herzchirurgie einzugruppieren sind.
Die Indikatoren-DRGs sind als Anlage zu § 3 Absatz 1 PpUGV in der PpUGV enthalten und
beziehen sich auf den jeweils aktuellsten ausgegliederten
Groups Fallpauschalen- -DRG-System), d.h. aktuell auf aG-DRG-System
2025. Wie in den Vorjahren ist auch in diesem Jahr eine Fortschreibung der Indikatoren-
DRGs in der PpUGV zur Anpassung an das aG-DRG System 2026 notwendig, damit das
Institut für das Entgeltsystem im Krankenhaus (InEK) die pflegesensitiven Bereiche ermit-
teln und entsprechend der gesetzlichen Vorgabe den Krankenhäusern fristgerecht bis zum
15. November 2026 übermitteln kann.

II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Durch die Aktualisierung der in der Anlage zu § 3 Absatz 1 PpUGV enthaltenen Zusam-
menstellung der Indikatoren-DRGs wird die jährlich notwendige, technische Anpassung der
PpUGV vorgenommen und ein Wechsel auf das aG-DRG-System 2026 vollzogen. In jedem
Jahr gibt es Anpassungen bei den verschlüsselbaren Diagnosen (ICD) und Prozeduren
(OPS) sowie klassifikatorische Anpassungen im DRG-System, die es zu berücksichtigen
gilt. Im Wesentlichen geht es darum, auch die Daten des Folgejahres auswerten zu können.
Mit der Fortschreibung ist weder eine Erweiterung noch eine Reduktion des Umfangs der
pflegesensitiven Bereiche verbunden.

III. Alternativen

Keine.

IV. Regelungskompetenz

Die Regelungskompetenz des Bundesministeriums für Gesundheit folgt aus § 137i Absatz
3 Satz 1 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch (SGB V), da die Vereinbarung nach § 137i
Absatz 1 SGB V nicht fristgerecht zustande gekommen ist.
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V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen
Verträgen

Die Verordnung ist mit dem Recht der Europäischen Union und mit den völkerrechtlichen
Verträgen, die die Bundesrepublik Deutschland abgeschlossen hat, vereinbar.

VI. Regelungsfolgen

Keine.

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Keine.

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Die Verordnung steht im Einklang mit dem Leitprinzip der Bundesregierung zur nachhalti-
gen Entwicklung hinsichtlich Gesundheit, Lebensqualität, sozialem Zusammenhalt und so-
zialer Verantwortung und unterstützt insbesondere die Umsetzung der Managementregel
Nummer 3 Buchstabe b der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie, nach der Gefahren und
unvertretbare Risiken für die menschliche Gesundheit zu vermeiden sind. Die Regelungen
fördern die Patientensicherheit und die Qualität der Leistungen, sichern eine menschen-
würdige Krankenversorgung und reduzieren zugleich die gesundheitlichen Belastungen für
die in Krankenhäusern beschäftigten Pflegekräfte.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

Keine.

4. Erfüllungsaufwand

Keiner.

5. Weitere Kosten

Keine.

6. Weitere Regelungsfolgen

Keine.

VII. Befristung; Evaluierung

Keine.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1

Die in der Anlage zu § 3 Absatz 1 enthaltene Zusammenstellung der Indikatoren-DRGs wird
auf Grundlage des aG-DRG-Systems 2026 aktualisiert.
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Zu Artikel 2 (Inkrafttreten)

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Zu Anlage (Anlage (zu § 3 Absatz 1))

Die in der Anlage zu § 3 Absatz 1 enthaltene Zusammenstellung der Indikatoren-DRGs wird
auf Grundlage des aG-DRG-Systems 2026 aktualisiert.
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